
Bundessoziolgericht ' ‘ Ä

£_z_‚3___3_5_15__37562‘ Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
25.Näi 1966

Klägers und Revisionsklägersp°

Prozeßbevollmächtigter:

gegen

die Allgemeine Ortskrankenkasse Friedberg, Friedberg
(Hess.), Sehützenrain 22,

Beklagte und Revisionsbeklegte,

beigeladen: l.) Bundesversieherungsanstalt für ■ngew
stellte, Berlin 31, Ruhrstraße 2,

&)
Prozeßbevollmäehtigter:

Der 3‚ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

\mündliche Verlandlung vom 25, Mai 1966 durch

Senatspräsident
,

Prof. Dr. B o g s
’ « *»;“*" - Vorsitzender —

Bundesriehter 7?-‘ Dr" L e n g k e i t
Bundesrichterin “, G e y 3 e r

Bundessozialriehter F e y

Bundessozialriehter D r e w 3

für Recht erkanntz>v‘

' Die Revision des Klägers gegen das Urteil des H655lw

sehen Landessozielgeriehts Vom 3„ Mai 1962_wird

zurückgewiesen.
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Der Sohn des Klägers, der Beigeladenc zu 2), ist im Betriebe

seines Vaters, einem Kunstgewerbehaus, als Angestellter be—

schäftigt. Die beklagte Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK)

verneinte mit Bescheid vom 15. Februar 1956 seine Bei rngs—

pflicht zur Sozialversicherung, weil er als Mciste*sohn

nach der Rechtsprechung des Reichsvcrsichcrungspmts (RVÄ)

versicherungsfrei sei. Bei einer Betriebsprüfung am
18. April 1958 stellte sie jedoch im Hinblick auf die

Entscheidung des Bundessozielgerichts (BSG) vom 5. ■pril

1956 - BSG }, 30 — die Versicherungspflicht des Beigel:bener

zu 2)_fest. Mit Bescheid vom 2}. Juni 1958 forderte sie die

Beiträge für die Zeit vom 1. Oktober 1956 bis jo. April 1958

zur Angestelltenversicherung in Höhe Von 1.52l‚— DM und

vom 1. Oktober 1956 bis 51. März 1957-zur Arbeitslosenvcr-
sicherung in Höhe von 85‚— DM nach. Der Widerspruch des

Klägers wurde mit Bescheid vom 17. November 1958 zurück*

gewiesen.

Hiergegen erhob der Kläger Klage vor dem Sozialgericht (SG)

mit dem Antrage,

den Bescheid der beklagten AOK vom 18. April 1958

idF des Widerspruehsbescheides vom 17. November 1958

aufzuheben und festzustellen, daß der Beigeladene

zu 2) sozialversicherungsfrei sei.

Er ist der Auffassung, daß keine Beiträge i ■r den Beige—

ladcnen zu 2) rückwirkend erhoben werden könnten, de der

alte Bescheid Vom 13. Februar 1956 dies au;schließe. Für

die Zeit vom 1. Mai 1958 an liege sein Sohn aber mit seinem

Verdienst über der Jahresarbeitmvcrdienstgrcnze.

Das SG hat mit Urteil vom 25. Oktober 1960 die angefoch—
tenen Bescheide aufgehoben und die Versicherungsfreiheit

des Beigeledenen zu 2) festgestellt.

\‚\
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Gegen dieses Urteil haben die beigeladenc Bundesversiche—

rungsanstalt für £ngestellte (BfA) und die AOK Berufung
eingelegt mit dem Antrage,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage

abzuweiscn.

Das als Vertreterin der Bundesanstalt für Frbeitsvcrmitt—

lung und Arbeitslosenversicherung beigeladene Landes-

arbeitsamt hatte auf die Nachforderung der Beiträge zur

Arbeitslosenversicherung verzichtet.

Das Lendessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 3. Mai 1962

das Urteil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen; die

Revision wurde zugelassen° Zur Begründung hat es im wesent-

lichen ausgeführt: Durch einen Verwaltungsakt der Einzugs—

stelle nach @ 121 Abs. 3 des Angestelltenversicherungsgesetzes

QUUG) idF des Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

würden zugleich Rechte und Pflichten begründet. Ein sol-

cher sei deshalb nicht ausschließlich begünstigender Natur,

sondern trage Mischcharakter. Derartige Verwaltungsakte

könnten deshalb im Falle ihrer Fehlerhaftigkeit zurückge—

nommen werden, es sei denn, daß sie bindend geworden wären

(Hinweis auf BSG 15, 252). Der Bescheid vom 13. Februar 1956

sei gegenüber der beigeladenen BfA nicht bindend geworden.

Diese sei in dem vorausgegangenen Verwaltungsverfahren

überhaupt nicht beteiligt gewesen und habe erst durch die

Beilndung Kenntnis von dem genannten Bescheid erlangt.—

Ihr gegenüber könnten sich der Kläger und der Beigeladene

zu 2} nieht auf die Bindungswirkung des Bescheides vom

Jahre 1956 berufen, zumal im alten Recht eine dem heuti—

gen ä 121 Fbs. 3AÜYG entsprechende Vorschrift gefehlt

habe° Eine gesetzliche Bestimmung des Inhalts, daß Bei-

träge in der Rentenversicherung nicht rückwirkend ver—

langt werden könnten, bestehe ebenfalls nicht. In der

Rentenvcrsicherung würde auch das Schutzbedürfnis des
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Versicherten einem solchen Rechtssatz entgegenstehen.

Dessen Interessen erforderten gerade, daß die Beitrags-

pflieht soweit wie nur irgend möglich erfüllt werde,

weil hiervon die Rentenhöhe und damit die Sicherstellung

des Lebensbcdürfnisses im Versichérungsfelle abhängig sei.

Auch der Einwand des Verstoßes gegen Treu und Glauben

versrge hier. Wollte man dem Arbeitgeber in solchen Fäl—

len ein Leistungsverweigerungsrecht unter Bezugnahme auf

Treu und Gleuben zubilligen, so müßte dies letztlich zu

Lesten des Versicherten geschehen, dessen Rechte gegen-

über dem Rentenvérsicherungsträger durch die Niehtzeh-

lung von Beiträgen geschmälert würden..

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Revision eingelegt mit

dem ■ntrege, ' ‘ ‚ _f« ‘ >

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Bescheide der beklagten AOK vom 18. ßpril 1958

und 17. November 1958 aufzuheben und festzu—
stellen, daß der Beigeladene Dr. G 8.

nicht der 802ialversicherungspflicht unterliegt.

Zur Begründung hat der Kläger ausgeführt: Das Berufungs—

gericht habe zu Unrecht den Bescheid der AOK vom 1}. Fe—

bruar 1956 als einen Verweltungsakt eufgefaßt, der Misch-

cherekter trege. Nur für den Fall, daß durch einen

Bescheid der Einzugsstelle die Versieherungspflicht fest-

gestellt werde, habe es BSG (15, 252) erklärt, ek Gleich-

zeitig Reehte und Pflichten begründet würden.

Die Stellung der Krankenkassen sei jetzt in € 121 fbs. }

‚%VG so festgelegt, wie sie schon bisher bestrrden he‘e;

@ 77 des Sezielgerichtsgesetzes (SGS) schirmc in Verbin—

dung mit dem Vertreuensgrundsatz demels wie heute die

Entscheidungen der AOK auch gegenüber der Bff zugunsten

des Bürgers ab. Die FOK sei schon nach altem Recht 315

Beauftragte der Bfß berechtigt gewesen, chne Einschrän-

kung nach außen über die Versicherungspflicht zu ent—

scheiden.
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Dem Urteil des Berufungsgerichts könne auch ins weit nicht

gefolgt werden, als es den Vertrauensschutz betreffe. Wenn

schon bei Leistungsbescheiden die Änderung eines Verwal—

tungsakts fehlerhafter Art_nur für die Zukunft, nicht aber
rückwirkend in Betracht kommen könne, so müsse des in

erhöhtem Maße bei einem Freistellungsbeseheid der vorlie—

genden Art gelten° Ein Unterschied in der Frage der Rück-

wirkung sei im Verhältnis zur Kranken— und ßrbeitslesen-

versicherung nicht zu rechtfertigen.

Der beigeladene Dr. G
. ' S:

‚
hat sich dem Revisians-

entrage des Klägers angeschlossen.

Die beigeladene BfA hat die Zurückweisung der Revision

beantragt. Sie bezweifelt, ob die Erklärung der beklegtcn

AOK vom 13. Februar 1956 einen Verwaltungsekt dnrateile.

Handle es sich aber um einen solchen, so sei die Bizdungu—

wirkung des 5 77 SGG ihr gegenüber nicht eingetreten, da sie

erst im sozialgerichtlichen Verfahren davon Kenntnis er—

halten hatte. Daher sei auch die Naehforderung der Bei-

träge zur Rentenversieherung zulässig. Auch stehe die

Änderung der Rechtsprechung zur Versieherungspflicht von
Meistersöhnen einer Rechtsänderung gleich, so daß auch

deshalb die Änderung des Bescheides zulässig sei.

Die beklagte AOK hat keinen Antrag gestellt.

tDie Revision ist unbegründet. Das LSG hat mit Recht fes

gestellt, daß die beklagte AOK zur Nachforderung der Bu

träge zur Angestelltenversicherung berechtigt war.

Zutreffend ist das LSG davon ausgegvngen, daß der die

!Versicherungsfreiheit des Beigelndenen Dr. S. feststcl

lende Bescheid der beklagten AOK vom 1}. Februar 1956

einen Verwaltungsekt darstellt. Nach Form und Inh*lt ;ci.t

dieser Bescheid alle Merkmale des Verunltungsrkt; ruf

(vgl. BSG }, 20%, 2065 10, 218, 221; 12, C5, C7).
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Dieser Bescheid war fehlerhaft, da darin zu Unrecht die

Versieherungspflicht des Beigeledenen Dr. S. verneint

wurde. Wie der erkennende Senat in seinem Urteil vom

5. April 1956 (BSG }, jo) entschieden hat, beurteilt

sich die Versicherungspflicht von Meistersöhnen nach

den gleichen Grundsätzen, die allgemein für des Beste—
hen der Versicherungspflicht gelten. Daß aber in dem

‚fraglichen Zeitraum zwischen dem Kläger und seinem Bohne

ein abhängiges Beschäftigungsvcrhültnis gegen Entgelt—

zahlung vorgelegen hat, steht außer Zweifel. Unerheblich

ist, daß sich die beklagte AOK bei der Beurteilung der

Versicherungspflicht in voller Übereinstimmung mit der

Recht5prechung des BVA befunden hat. Für die Frage, ob

.ein Verweltungsakt von Anfang an rechtswidrig ist, kommt

es nicht darauf an, wie die Behörde die Sach— und Rechts—

lage bei Erlaß des Verwaltungsakts gesehen hat, sondern

darauf, wie die Sach— und Rechtslage in Wirklichkeit

gewesen ist (BSG lo, 72, 75).

Die beklagte AOK durfte ihren rechtswidrigen Bescheid

zurücknehmen, wie sie es auch mit ihrem Bescheid vom

18. April 1958 idF des Widerspruehsbeseheids getan hat.

Die Rücknahme wäre ihr nur dann versxgt gewesen, wenn

sie an den fehlerhaften Bescheid 1.3. des @ 77 SGG geb1n—

den gewesen wäre. Das war aber nicht der Fall, wie das

LSG mit Recht angenommen hat. Erlüit die Krankenk 53a .1„‘.

Einzugsstelle einen Bescheid nach & 121 ■bs. } p/Al(ozn.

@ 1399 Abs. 3 der Reichsversicherungscrdnung —RVG —),

handelt es sich um einen Verwaltungsakt mit mehreren Be-

troffenen. Nicht nur in die Rechtssphüre des Versicherten

und seines ■rbeitgebers greift dieser Verwaltungsakt

ein, sondern auch der Träger der Rentenversicherung ist,

da damit zugleich über seinen ‚eizragsansp‘uch entschie—

den wird, Betroffener und damit zugleich "Beteiligter"

i„S. des % 77 SGG (BSG 15, 118, 122). Dementsprechend ist

auch der Renk3wersicherungsträger zur Anfechtung des Ver—

wnltungsakts berechtigt (BSG aaO S. 125).
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Die Anfechtungs- bzw. Klagefrist läuft jedoch erst Von

der Bekanntgabe des Verwaltungsakts an die Betroffenen

(vgl. @ 8% Abs. 1 bzw. 5 87 Abs. 1 SGG). Hieraus folgt

zunächst, daß die Anfechtungsfristen zu verschiedenen

Zeiten in Lauf gesetzt werden, sofern die Bekanntgabe zu

verschiedenen Zeitpunkten erfolgt. Andererseits kann über

den Gegenstand der Regelung der Einzugsstelle — nämlich

die Versicherungspflicht des Arbeitnehmers — gegenüber

allen Betroffenen (Arbeitnehmer, Arbeitgeber, Rentenvcr—

sicherungsträger) nur einheitlich entschieden werden,

was u.a. die notwendige Beiladung der anderen Beteilig-

ten beim Anfechtungsstreit des einen Beteiligten zur

Folge hat (BSG 15, 118, 125). Demnach kann ein fehler-
hafter Verwaltungsakt, der einem oder mehreren Beteilig-

ten gegcnüber infolge Ablaufs der für diese laufenden

ßnfechtungsfrist unanfechtbar und damit bindend geworden

ist, von einem Beteiligten aber noch angefochten werden

kenn und rechtzeitig angefochten wird, mit hirkung für

alle Beteiligten aufgehoben werden (vgl. für einen ähn—

lichen Sachverhalt BSG, Urt. vom 29. September 1965 —
2 RU 202/60 - SozR RVO @ 1585 Nr. 2).

Daß ein solcher — sich u.U. jahrelang hinziehender —
Schwebezustnnd gerade in Fragen der Versicherungspflioht,

die eine schnelle, endgültige Klärung erheischen‚unbefrie-

digend ist, liegt auf der Hand. Hat jedoch die Einzugsstelle

die ihr nufgegebene Verpflichtung verletzt, ihre Entschei—

dung nach @ 121 Abs. } AhVG(@ 1399 Abs. } RVG) unverzüg—

lich 53392 Beteiligten gegenüber bekanntzugeben, so be—

steht nach der derzeitigen Rechtslage grundsätzlich keine

Möglichkeit, den Schwebezustand abzukürzen. Die entsprechen—

de Anwendung des 5 66 Abs. 2 Satz 1 SGG — Jnhresfrist bei‘

unterbliebener oder unrichtig erteilter Rechtsmittclbe—
‚...

(Urteil vom 17. April 1964 —Nr. 98 IV 62 _, DVBl 1965, 93)

! O
S |
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für den @ 66 Abs. 2 SGG inhaltlich entsprechenden @ 58

Abs. 2 Verwaltungsgeriehtsordnung angenommen aurde, Sehei—

tert daran, daß die in diee er Vorschrift vorauegeeetdn

"Zustellung, Eröffnung oder Verkündung" des Verwaltunga ht;
nicht stattgefunden hat(ebenso U10, Verwaltungegerichtg—

barkeit, 2. Aufl. Anm. II zu && 69-75). Nas einem Betei—
ligten, dem der ihn beschwerende Verwaltungsnkt immerhin -

wenn auch ohne dem Gesetz genügende Reeht5mittelbelehrrng —
bekanntgegeben wurde, zugemutet werden kann — nämlich Cam

er sich auch ohne hinreichende Rechtsmittelbelehrung binnen

Jahresfrist um die Wahrnehmung seiner Rechte kümmert -‚
kann von einem Beteiligten, der den Verunltungsekt über—

haupt nicht kennt, nicht erwartet werden. Demnach war

der fehlerhafte Fr eistellunge besnheid vom J hr @ 1956 zu

dem Zei.tpunkt‚ als die beklagte OK ihre n Ne-e1forderung;-

be*e held vom 23. Juni 1958 erliez, der beige denen Pf/

‘egenüber nicht bindend geworden.

Indessen ist fraglich, ob schon der Um:tnnd‚ daß ein

Beteiligter des Verwaltungsaktr nee? 111:n.fig*oerfrh—

tigt ist, den HoheitstrÄger zur Rücknrhme ee ne: fehler-

haften Vert.altungsekts berechtigt. Bei der Lnt.ehe16urg

der Einzugsetelle über die Ver; che1ungepflieht handelt

es sich um einen Verwaltungsokt mit Hisehehernkter,

durch den f‘r die Betroffenen zugleich Rechte und If] uh-

ten begründet werden (BSG 15, 252, 255). Dieser Jeeuri
tungsnkt ist somit teils begünntigender, teils belasten—

‘:

er Natur. Geht men nun davon aus, daß “ei “auch begün-
stigenden“ Ve1w;ltungs akten die Einzugsstelle bereite

mit dem Zugang d s Verwaltungs„1kts an einen (! urn-)ne"un—

stigten an diesen gebunden int (vgl. dazu Bogs, Die

Sozialgerichtsberkeit 1965, 33, 38 Anm. 27), so wäre ea

für die Frage de Rücknahmebefugnin der Verwaltung uner«

heblieh, ob ein dl 1tter Bete1ngter sein ■nfeehtung sre«nt

iieht verloren hat.
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Der Senat kann jedoch im vorliegenden Fall diese Frage

dehinstehen lassen; denn in jedem Falle gewinnt die Ver-

waltung gegenüber allen Beteiligten die Freiheit zur

Änderung ihres Verwaltungsakts zurück, wenn ein Betrof—
fcncr rechtzeitig von seinem Anfechtungsrecht Gebrauch

gemacht hat (so der erkennende Senat in BSG 17, 261,

263 f). Nun hat zwar die beklagte AOK den fehlerhaften
Freistellungsbescheid vom Jahre 1956 bereits zu einem

-Zeitpunkt zurückgenommen, als die beigeladene Bf■ Von

ihm noch nichts wußte. Als sie von ihm - durch die Bei—

ladung zum vorliegenden Rechtsstreit — erfuhr, hat sie

sich der geänderten Situation entsprechend darauf be-

schränkt, den neuen Bescheid der beklagten AOK vom

18. April 1958 idF des Hiderspruehsbescheids zu vertei-

digen und Klegeabweisung zu beantragen. Dieses Prozeß-
verhalten ist aber einer ausdrücklichen Anfechtung des

ursprünglichen Freistellungsbescheids gleichzuerechten,

wie auch des Festhalten der beklagten AOK an ihrem Rück-

nahmebeseheid im Prozeß nicht anders zu beurteilen ist,

als wenn sie ihn erst auf Anfechtung der beigeladenen

BfA hin erlassen hätte. Demnach war die beklagte AOK

berechtigt, über die Versicherungspflicht des Beigele—

denen Dr. 8. gemäß ihrer geläuterten Rechtseuffessung

neu zu befinden.

Unter diesen Umständen war nur noch zu prüfen, ob die

nachträgliche Geltendmachung der Beitragsfor6crurg nach

dem auch des öffentliche Recht beherrschenden Grundsatz

von Treu und Glauben ausgeschlossen war. DmS wer zu ver—

neinen. Die Abwägung der beteiligten Interessen führt in

der Rentenversicherung dazu, die Beitragsncchforderungcn

grundsätzlich für zulässig zu erachten. es Interesse

des Versicherten an der tatsächlichen Beitrageentrichtung

überwiegt des des Arbeitgebers auf Schutz vor nachträg—

licher Inanspruchnahme (vgl. im einzelnen SG 17, 173,

176 und 21, 52, 56). Es können daher die Beiträge zur
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Angestelltenversicherung nachgefordert werden, soweit

sie — wie im vorliegenden Fall - nicht verjährt sind

(vgl. 5 29 Abs. 1 EVO).

Demnach mußte die Revision des Klägers znrückgewieson

werden.

Die Kostenentgch@idung beruht auf @ 193 Abs. 1 und # SSG.
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